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Die Grundlagen für die getroffenen Regelungen in Bezug auf die 

Dramatik des Klimawandels beruhen auf Fälschungen!

➢ Das verantwortliche Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung musste Ende 2025 Studien 

(u.a. Zeitschrift „nature“) zurückziehen und zugeben, mit falschen Datenumrechnungen bzw. 

mit nicht offengelegten (politischen) Beeinflussungen, die Klimafolgen und – kosten bewusst 

zu hoch angegeben zu haben. 

(Quellen: DIE ZEIT 4.12.2025, Süddeutsche 2.9.2025, DIE Welt 6.8.2025, Internetseite: 

  www.pik-potsdam.de)



Die Grundlagen für die Berechnung der Flächenziele zum 

Windkraftausbau beruhen auf getricksten Zahlen!

➢ Es wurden die Leistungen heute nicht mehr produzierter kleiner Windanlagen (von 2014) 

als Grundlage genommen und daraus eine Fläche von 2 % hochgerechnet. Nimmt man die 

heutigen Windräder (mit bis 7,2 MW) als Grundlage wäre auf dieser Grundlage höchstens 
1 % der Fläche nötig. 

(Quelle:  u.a. DIE ZEIT vom 15.06.22) 



Die Ausbaumaßnahmen insbesondere § 2 EEG werden von 

verschiedenen Juristen als Verletzung anderer Grundrechte und 

somit als verfassungswidrig gesehen!

➢ z.B. begründet Art. 20a GG keineswegs einen absoluten Umwelt-Vorrang und hebt auch 

den Schutz der Unversehrtheit Art. 2 GG sowie weitere Rechte nicht automatisch aus und 

ersetzt keine Abwägung. 

➢ z.B. mahnt das Bundesverfassungsgericht im Jahre 2021 in Korrespondenz zu den 

Klimaschutzurteilen, dass Artikel 20a des Grundgesetzes keinen unbedingten Vorrang 

gegenüber anderen Belangen hat, im Konfliktfall ein Ausgleich mit anderen 

Verfassungsgütern und Verfassungsprinzipen zu erbringen ist!

➢  (Quellen: BVerfG, Beschluss vom 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18, Randnummer 198 )

 (Quellen: u.a. Gutachten Prof. Volker Böhme-Neßler Universität Oldenburg, 

   Bericht in der Berliner Zeitung vom 13.02.2026)



Es gibt keine regionale Wertschöpfung oder ernsthafte 

Mitbestimmung!

• Finanzierung/Versicherungen; Projektplanung/-entwicklung; Steuerberatung werden 

überregional vergeben.

• Insbesondere die Ignorierung von Stadtratsbeschlüssen ist ein Verstoß gegen die reale 

planerische Entscheidungsfreiheit laut Art. 28 GG und ein struktureller Eingriff in die 

kommunale Selbstverwaltung.

 (Quelle: Universität Leipzig https://www.wifa.uni-leipzig.de/institut-fuer-infrastruktur-und-  

  ressourcenmanagement; Kommunale Wertschöpfung durch Windenergie im Landkreis 

  Rotenburg (Wümme) Gutachten von Deutsche WindGuard 02/2024)



Unverantwortliche Abwälzung der Kosten auf Wirtschaft und 

Gesellschaft!

Die aktuelle Energiewende-Politik kostet bis 2049 etwa 5,4 Billionen Euro, das ergab eine Studie 

vom Forschungsinstitut Frontier Economics im Auftrag der DIHK .

Peter Adrian -- DIHK-Präsident: „Die Zahlen zeigen: Mit der aktuellen Politik ist die Energiewende 

nicht zu stemmen!“

(Quelle: https://www.dihk.de/de/newsroom/aktuelle-energiewende-politik-kostet-bis-zu-5-4-billionen-euro-141284)



Geschäftemacherei anstatt Regionalversorgung!

Die Einspeisevergütung (EEG) garantiert Anlagenbetreibern für einen festgelegten Zeitraum eine 

feste Vergütung für den eingespeisten Strom.

Es gilt explizit auch, wenn kein Strom abgenommen und eingespeist wird.

Eine regionale Versorgung ist im Gesetz nicht einmal vorgesehen!

Und die 0,2 Cent Zahlungen an die Kommunen können ohnehin dann noch vom Gesamtfonds 

(Klimafonds) wieder erstattet werden.
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